
mit geringem Einkommen auszuspielen, das ist kein Bei-
trag für gesellschaftlichen Zusammenhalt. Das gehört 
sich nicht in diesem Land, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir müssen in dieser gesellschaftlichen Lage die ge-
samte Gesellschaft im Blick haben und dürfen nicht 
Gruppen gegeneinander ausspielen. Deshalb noch mal: 
Das Bürgergeld ist kein bedingungsloses Grundeinkom-
men. Das Bürgergeld ist eine existenzielle Sicherung für 
Menschen in Not. Ich will übrigens sagen, dass die De-
batte auch nicht dazu führen darf, dass Menschen, die auf 
Hilfe angewiesen sind, sich schämen, diese auch in An-
spruch zu nehmen; das dürfen wir in Deutschland nicht 
zulassen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Thorsten Frei [CDU/CSU]: 
Das ist nicht das Problem, glaube ich!)

Es wird ja einiges verbreitet. Ich habe gelesen, es sei 
ein bedingungsloses Grundeinkommen, das wir einfüh-
ren. Nein, das ist es nicht. Es gibt einige, die sich das in 
Deutschland wünschen. Die Koalition geht bewusst einen 
anderen Weg. Wir haben entschieden, dass wir einen Weg 
gehen, bei dem wir nicht alle Menschen, die in Not gera-
ten sind, unter Generalverdacht stellen wollen, zu faul zu 
sein, zu arbeiten. Das ist übrigens nicht die Realität. Es 
gibt sehr, sehr viele Menschen – ich habe mit vielen 
gesprochen –, die unverschuldet in Not geraten sind, 
weil ihnen beispielsweise ein Schicksalsschlag dazwi-
schengekommen ist. Es gibt hartnäckige Fälle; in denen 
es Mitwirkungspflichten und übrigens dann auch Leis-
tungsminderungen braucht – die sind übrigens im Gesetz 
vorgesehen –, bei akuten und wiederholten Meldever-
säumnissen und Pflichtverletzungen. Aber ich sage auch: 
Wir konzentrieren das Thema Sanktionen auf die hartnä-
ckigen Fälle, bei denen es angebracht ist. Der Geist des 
Bürgergelds, meine Damen und Herren, ist ein anderer: 
Es ist der Geist der Ermutigung und der Befähigung. Und 
auch das leistet einen Beitrag zum sozialen Zusammen-
halt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Deshalb abschließend: Die Einführung des Bürgergel-
des zum 1. Januar wird eine der größeren Sozialreformen 
seit 20 Jahren sein. Ich bitte Sie, mitzuhelfen, dass wir das 
auch schaffen. Denn es geht nicht nur um die Menschen, 
die auf Hilfe angewiesen sind und denen wir damit das 
Leben ein Stück leichter machen, sondern es geht um den 
sozialen Zusammenhalt. Deshalb sage ich: Das Bürger-
geld bedeutet Grundsicherheit für unser ganzes Land. 
Und deshalb bitte ich Sie um Unterstützung.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Stephan 

Stracke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Deutschland sucht händeringend nach Arbeits-
kräften. Die Zahl der offenen Stellen befindet sich auf 
einem Rekordhoch; bundesweit sind über 1,9 Millionen 
Stellen unbesetzt, egal wohin man blickt: in der Gastro-
nomie, im Einzelhandel, im Handwerk, in der Industrie. 
Gleichzeitig suchen 2,4 Millionen Arbeitslose eine Stelle, 
930 000 davon bereits seit Jahren. Aufgabe muss es jetzt 
sein, die Arbeitslosen deutlich besser als bisher zu den 
offenen Stellen zu bringen. Wir müssen alles dafür tun, 
möglichst viele Menschen dauerhaft in Arbeit zu bringen. 
Das Bürgergeld wird dieser Aufgabe nicht gerecht; es ist 
eine verpasste Chance, meine sehr verehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir als Union wollen arbeitslose Menschen möglichst 
rasch und dauerhaft in Arbeit bringen. Dabei wollen wir 
das Fordern bewahren und das Fördern deutlich besser 
machen.

(Saskia Esken [SPD]: Aha!)

Die links-gelbe Koalition will die Grundsicherung vor 
allem besser ausstatten. Sie will mehr Leistung, deutlich 
weniger Mitwirkungspflichten und weniger Vermittlung 
in Arbeit. Das geht vollkommen in die falsche Richtung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist doch 
Unsinn!)

Wir als Union wollen, dass die Hilfe des Sozialstaats 
denen zuteilwird, die sich selbst nicht helfen können. Das 
ist auch ein Gebot der Fairness gegenüber den Steuer-
zahlern;

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gibt es eigentlich gar keine CDAler 
mehr bei der Union?)

denn diese sind es ja, die mit ihren Steuermitteln die 
Leistungen erst möglich machen. Gleichzeitig wollen 
wir die Grundsicherung so weiterentwickeln, dass Leis-
tung und Lebensleistung der Hilfebedürftigen besser be-
rücksichtigt werden. Arbeit muss sich auch in der Grund-
sicherung lohnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die links-gelbe Koalition blendet demgegenüber durch 
eine zweijährige Karenzzeit die Erwerbsbiografie und die 
Lebensleistung von Menschen aus: beim Vermögen und 
beim Wohnen. Das ist eine eklatante Gerechtigkeitslücke. 
Auch da geht das Bürgergeld in die falsche Richtung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wollen, 
dass Arbeitslose nicht zu Langzeitarbeitslosen werden. 
Deshalb müssen wir ab dem ersten Tag der Arbeitslosig-
keit alles dafür tun, dass die Hilfe überflüssig wird, dass 
Arbeitsaufnahme gelingt.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das steht auch so im Gesetz drin! 
Einfach mal genau lesen!)

Und dazu braucht es eine intensive Betreuung und Bera-
tung und eine passgenaue Unterstützung. Wir wollen 
dazu ermutigen, dass sich die Potenziale entwickeln, 
dass neue Chancen mutig ergriffen werden, dass jeder 
und jedem geholfen wird, einen Platz in der Arbeits-
gesellschaft zu finden, damit beruflicher Aufstieg und 
auch gesellschaftliche Teilhabe besser gelingen. Dazu 
braucht es Hilfe, nicht nur für den Betroffenen, sondern 
für die gesamte Familie.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das steht doch alles im Gesetz! – Jens 
Teutrine [FDP]: Wo ist denn der konkrete Vor-
schlag?)

Hilfe aus einer Hand zusammen mit den Kommunen 
sorgt für größere und nachhaltigere Erfolge.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie das nicht gelesen, den Ent-
wurf?)

Und die Jobcentermitarbeiter brauchen endlich auch 
mehr Zeit, um sich um den Einzelnen verstärkt kümmern 
zu können.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau dafür sorgen wir!)

Dies würde am besten gelingen, wenn man den Betreu-
ungsschlüssel verändert. Nichts von alldem – nichts von 
alldem! – ist im Bürgergeld-Gesetz enthalten und wird 
aufgegriffen.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was haben Sie die 
letzten 16 Jahre gemacht?)

Das Bürgergeld ist hier eine verpasste Chance bei der 
Integration in Arbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Schlimmer noch: Alle Erfahrung zeigt, dass es beson-

ders auf die ersten Monate in Arbeitslosigkeit ankommt. 
Es sind die wichtigsten Monate, wenn man aus der Ar-
beitslosigkeit in Arbeit kommen will. Und anstatt beson-
ders in den ersten Monaten alles daranzusetzen, um zu 
aktivieren, zu mobilisieren, zu motivieren, ja notfalls bei 
Pflichtverstößen auch mit Leistungskürzungen zu ant-
worten, setzen Sie bei der Ampel mit einer sechsmonati-
gen Schonzeit – Sie nennen das witzigerweise „Vertrau-
enszeit“ – genau das entgegengesetzte Signal.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Vertrauen ist 
genau das, was im Moment fehlt!)

Statt auf Motivation setzen Sie auf unverbindliche Ko-
operation. So kann der Weg aus Arbeitslosigkeit nicht 
gelingen.

Der Weg zurück in Arbeit wird deshalb schwieriger, 
weil die Ampel die Vermittlung in Arbeit nicht verbes-
sert, sondern sogar noch verschlechtert. Sie kürzen – nach 
dem Haushaltsentwurf – die Mittel der Eingliederung um 
600 Millionen Euro. Das bedeutet weniger Möglichkei-
ten, weniger Chancen für Arbeitslose, Fuß zu fassen in 
Arbeit.

(Jens Teutrine [FDP]: Fake News! Fake 
News!)

Das ist schlicht fatal, was Sie an dieser Stelle machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Anstatt zu kürzen, wäre es viel wichtiger, mehr Mittel 
zur Verfügung zu stellen; denn die Flüchtlinge aus der 
Ukraine brauchen jetzt unsere Unterstützung.

(Otto Fricke [FDP]: Im Haushaltsausschuss 
sagt ihr das Gegenteil!)

Die Mittelkürzungen der Ampel sind arbeitsmarktpoli-
tisch falsch und integrationsfeindlich noch dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU – Otto Fricke 
[FDP]: Dann sagt das mal euren Haushältern!)

– Sie sind die Regierung; Sie müssen Ihre eigenen Kür-
zungen verantworten, Herr Kollege, und dürfen hier nicht 
auf die Opposition verweisen.

(Otto Fricke [FDP]: Dann beantragen Sie auch 
das, was Sie hier sagen!)

Wir wollen beim Fördern deutlich besser werden und 
auf das Fordern nicht verzichten. Zur Wahrheit gehört ja, 
dass über 95 Prozent derer, die sich in Arbeitslosigkeit 
befinden, mit Pflichtverstößen, mit Sanktionen nichts zu 
tun haben, weil sie sich wie selbstverständlich an die 
Regeln halten.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Trotzdem werden sie immer bedroht!)

Die links-gelbe Koalition hat ja aktuell dafür gesorgt, 
dass wir im Kern ein bedingungsloses Grundeinkommen 
haben, und zwar bis Mitte nächsten Jahres.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach, nein! – Wider-
spruch bei der SPD)

– Ja, hören Sie nur zu! – Das bedeutet, dass Hartz-IV- 
Empfänger nach der aktuellen Rechtslage jedes Arbeits-
angebot, jeden Integrationskurs, jeden Deutschkurs, jede 
Weiterbildung folgenlos ablehnen können.

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schlimme Hetze! – Weitere Zurufe 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ja, schreien Sie nur! – Es ist erstaunlich, dass die Ar-
beiterpartei SPD einem solchen Gesetzentwurf zustimmt, 
und es ist noch erstaunlicher, dass die FDP diesem Sank-
tionsmoratorium zugestimmt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Wird jetzt mit dem Bürgergeld eigentlich alles besser?
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(Dagmar Schmidt [Wetzlar] [SPD]: Fakten-
check!)

Ich darf hier mal aus einem Interview mit Johannes Vogel 
vom 22. Juli im Deutschlandfunk zitieren: Es muss, wie 
vor dem Bürgergeld, die Möglichkeit der Sanktion geben 
in dem Ausmaß, wie das Verfassungsgericht das zulässt. 
Alles andere ist unfair. – Zitat Ende.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jens Teutrine 
[FDP]: Und genau das steht im Gesetz, Herr 
Stracke!)

Genau das ist es nicht, was Sie in diesem Gesetzentwurf 
machen. Sie bleiben weit hinter dem zurück, was das 
Verfassungsgericht in diesem Bereich zulässt.

(Jens Teutrine [FDP]: Peinlich, was Sie abzie-
hen! Peinlich!)

Das zeigt auch einmal: Sie bellen, und am Ende nicken 
Sie ab.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Populismus als Methode!)

Sie als FDP sind der Wackeldackel dieser Koalition, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – 
Katja Mast [SPD]: Und Sie sind der Wackelda-
ckel der Nation!)

Das Bürgergeld geht komplett in die falsche Richtung. 
Es fordert nicht, es fördert nicht in dem Maße, wie es 
notwendig ist.

(Katja Mast [SPD]: Die CSU ist der Wackel-
dackel der Nation!)

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen, weil ich 
glaube: Dieses Gesetz kann nur besser werden, am besten 
mit einer Ablehnung und einer vollkommenen Neuauf-
setzung dieses Gesetzentwurfs.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen Beate Müller-Gemmeke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-
nister! Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Gäste! 
Vor drei Jahren habe ich hier gestanden und darüber ge-
redet, was sich bei Hartz IV und bei der Arbeitsförderung 
alles ändern muss. Jetzt ist es so weit: Das Bürgergeld 
kommt. Es ist gut, dass wir Hartz IV endlich überwinden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das war 
aber Rot-Grün, oder?)

Die Menschen brauchen natürlich soziale Sicherheit. 
Wichtig ist vor allem aber, dass wir die Menschen, die 
lange arbeitslos sind, unterstützen und stärken. Sie brau-
chen neue Chancen und Perspektiven. Deshalb werden 
wir die Beratungen und die Arbeitsförderung anders ge-
stalten, und genau dieser Perspektivwechsel ist für uns 
beim Bürgergeld besonders wichtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Menschen sind aus ganz unterschiedlichen Gründen 
langzeitarbeitslos. Manche haben keine Ausbildung, an-
dere haben gesundheitliche Probleme, und manchmal ist 
es einfach nur das Alter. Auf diese unterschiedlichen 
Problemlagen aber hat Hartz IV heute immer die gleiche 
Antwort, und zwar lautet sie: Aktivierung. Genau diese 
verfehlte Logik werden wir mit dem Bürgergeld ver-
ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Marc 
Biadacz [CDU/CSU]: Das war eine erfolgrei-
che Strategie!)

Diesen Perspektivwechsel möchte ich mit drei Punkten 
ganz kurz verdeutlichen:

Erstens. Wir schaffen Augenhöhe und Vertrauen. Ver-
trauen entsteht, wenn die Zusammenarbeit in den Job-
centern gut funktioniert, und zwar ohne dass in jedem 
Brief gleich mit Sanktionen gedroht wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb ersetzen wir die Eingliederungsvereinbarung 
durch einen Kooperationsplan. Er wird gemeinsam er-
arbeitet, er ist niederschwellig, er ist verständlich. Er 
nimmt Rücksicht auf die Vorstellungen der Menschen; 
denn nur wenn die Erwerbslosen die Integrationsschritte 
nachvollziehen können, wenn die Angebote für die Men-
schen Sinn machen, kann der Weg zurück in den Arbeits-
markt gelingen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Zweitens. Wir stellen Qualifizierung, Weiterbildung, 
Ausbildung in den Mittelpunkt und werden das auch at-
traktiv machen, und zwar mit einem Bürgergeldbonus 
und mit einem zusätzlichen Weiterbildungsgeld in Höhe 
von monatlich 150 Euro. Das ist uns ein besonderes An-
liegen; denn Qualifizierung ist Voraussetzung für eine 
nachhaltige Integration in Arbeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Drittens. Die Arbeitsförderung muss tatsächlich zu den 
Menschen passen. Bei manchen Langzeitarbeitslosen 
funktioniert Vermittlung. Andere brauchen zunächst 
Qualifizierung und Weiterbildung, und wieder andere 
brauchen erst einmal geschützte Räume und soziale Teil-
habe.

Dieser Unterschiedlichkeit müssen wir gerecht wer-
den, und zwar mit individuellen Angeboten. Deshalb 
werden wir den Vermittlungsvorrang abschaffen. Und 
wir werden den sozialen Arbeitsmarkt entfristen; denn 
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